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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

Nr. 33 MITTWOCH, DEN 23. SEPTEMBER 1998

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Niendorf 78 für den Geltungsbe-
reich südlich der Straße Krohnstieg zwischen Garstedter Weg
und Rahweg (Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 318) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Garstedter Weg – Moorrand – Nordgrenzen der Flurstücke
6298 und 6296 der Gemarkung Niendorf – Garstedter Weg –
Krohnstieg – Ostgrenze des Flurstücks 792 der Gemarkung
Niendorf – Rahweg – Grotkoppelweg.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Ko-
stenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
daß er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei den
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
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Verordnung

über den Bebauungsplan Niendorf 78

Vom 3. September 1998

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (Bundesgesetzblatt 1997 I Seite 2142,
1998 I Seite 137) in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 
Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung
vom 4. April 1978 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seite 89), zuletzt geändert am 4. November 1997 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seiten 489, 492), § 81
Absatz 1 Nummer 6 der Hamburgischen Bauordnung vom 
1. Juli 1986 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 183), zuletzt geändert am 4. November 1997 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seiten 489, 492), § 6
Absätze 4 und 5 des Hamburgischen Naturschutzgesetzes vom
2. Juli 1981 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 167), zuletzt geändert am 4. November 1997 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seiten 489, 493), sowie 
§ 1 Absatz 2, § 3 Absatz 2 und § 4 der Verordnung zur Weiter-
übertragung von bau- und naturschutzrechtlichen Verord-
nungsermächtigungen vom 23. Juni 1998 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 97) wird verordnet:
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nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fällig-
keit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind
a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1

und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,
wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem Inkrafttreten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2
Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-

hende Vorschriften:

1. In den Gewerbegebieten sind luftbelastende und geruchs-
belästigende Betriebe unzulässig. Ferner sind Betriebe
mit erheblichem Zu- und Abfahrtsverkehr (wie Fuhr-
unternehmen und Speditionen), Lagerplätze und Tank-
stellen sowie gewerbliche Freizeiteinrichtungen (wie
Squash- und Tennishallen, Bowlingbahnen) unzulässig.
Ausnahmen für Vergnügungsstätten werden ausgeschlos-
sen.

2. In den Gewerbegebieten sind im Bereich der Er-
schließungsstraße notwendige Zufahrten über die mit
einem Ausschluß von Nebenanlagen, Stellplätzen und
Garagen belegten Flächen zulässig.

3. In den Gewerbegebieten sind nur Dächer mit einer Nei-
gung bis zu 20 Grad zulässig.

4. In den Gewerbegebieten sind die zum Garstedter Weg
und zum Einmündungsbereich der Erschließungsstraße
orientierten Außenwände der Gebäude mit rotem Ziegel-
mauerwerk zu verblenden.

5. In den Gewerbegebieten sind Werbeanlagen, die nach
Richtung, Größe oder Höhenlage zum Garstedter Weg
hin ausgerichtet sind, unzulässig. Werbeanlagen sind nur
unterhalb der festgesetzten Gebäudehöhe zulässig.

6. In den Wohngebieten sind die Wohn- und Schlafräume
sowie in den Gewerbegebieten die Aufenthaltsräume
durch geeignete Grundrißgestaltung den lärmabgewand-
ten Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit die Anordnung
der in Satz 1 genannten Räume an den lärmabgewandten
Gebäudeseiten nicht möglich ist, muß für diese Räume
ein ausreichender Lärmschutz an Außentüren, Fenstern,
Außenwänden und Dächern der Gebäude geschaffen
werden.

7. In den Gewerbegebieten sind fensterlose und zur Wohn-
bebauung orientierte Fassaden sowie Außenwände, deren
Fensterabstand mehr als 2 m beträgt, mit Schling- oder
Kletterpflanzen zu begrünen; je 2 m Wandlänge ist min-
destens eine Pflanze zu verwenden.

8. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist nach jedem vierten
Stellplatz ein Baum zu pflanzen. Im Kronenbereich jedes
Baumes ist eine offene Vegetationsfläche von mindestens 
12 m2 anzulegen.

9. Die Dachflächen der Tiefgaragen sind mit einem minde-
stens 50 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu
versehen und gärtnerisch anzulegen; bei Anpflanzung
von Bäumen muß die Schichtstärke mindestens 1 m be-
tragen.

10. In den Gewerbegebieten sind 20 vom Hundert (v. H.) der
Grundstücksflächen als Vegetationsflächen anzulegen;
davon sind 40 v. H. mit Bäumen und Sträuchern zu be-
pflanzen. Je 200 m2 Vegetationsfläche ist mindestens ein
Baum zu pflanzen.

11. In den Gewerbegebieten sind die Vorgartenflächen mit
Stauden und Sträuchern zu begrünen. Je 25 m Grund-
stücksbreite ist mindestens ein Baum zu pflanzen. Als
Begrenzung zu den Nachbargrundstücken und im Vor-
gartenbereich sind nur Hecken aus einheimischen Laub-
gehölzen oder Drahtzäune in Verbindung mit Hecken-
pflanzungen zulässig.

12. Für festgesetzte Baum- und Strauchpflanzungen sind
Laubgehölze zu verwenden. Bäume müssen einen Stamm-
umfang von mindestens 18 cm, in 1 m Höhe über dem
Erdboden gemessen, aufweisen.

13. In den Gewerbegebieten sind die Dächer extensiv zu be-
grünen.

14. In den Wohngebieten sind Fahr- und Gehwege sowie
Stellplätze in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau her-
zustellen.

15. In den Gewerbegebieten sind Stellplätze und Fahrwege in
wasserundurchlässigem Aufbau herzurichten.

16. Auf den Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft gelten nach-
stehende Vorschriften:

16.1 Auf der mit „(1)“ bezeichneten Fläche ist ein 7,5 m breiter
Knicksaum zu erhalten oder durch Anpflanzen von
Sträuchern und einzelnen Bäumen herzustellen. Dane-
ben ist ein 7,5 m breiter Gras- und Krautstreifen zu erhal-
ten oder herzustellen und einmal jährlich nach dem 
1. September zu mähen; das Mähgut ist zu entfernen.

16.2 Auf der mit „(2)“ bezeichneten Fläche sind dichtwach-
sende Sträucher anzupflanzen.

16.3 Auf den mit „(3)“ und „(4)“ bezeichneten Flächen ist ein
6 m breiter Waldsaum zu erhalten oder durch Anpflanzen
von Sträuchern herzustellen. Daneben sind ein 9 m brei-
ter Gras- und Krautstreifen und zwei Wiesen zu erhalten
oder herzustellen und einmal jährlich nach dem 1. Sep-
tember zu mähen; das Mähgut ist zu entfernen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 3. September 1998.

Das Bezirksamt Eimsbüttel
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Niendorf 81 für den Geltungs-
bereich südlich Burgunderweg zwischen Fuhlsbütteler Weg
und Engernweg (Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 318) wird festge-
stellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Fuhlsbütteler Weg – Burgunderweg – Engernweg – Südgrenze
des Flurstücks 997, über das Flurstück 935 der Gemarkung
Niendorf.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
daß er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fällig-
keit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formschriften und

b) Mängel der Abwägung, 

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem Inkrafttreten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt

geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-
hende Vorschriften:

1. Eine Überschreitung der Baugrenzen durch Vorbauten, Bal-
kone, Loggien, Erker und Kellerersatzräume kann im rück-
wärtigen Grundstücksbereich bis 2,5 m zugelassen werden.

2. Garagen sind unzulässig. Am Fuhlsbütteler Weg und am
Burgunderweg sind Stellplätze in den Vorgärten unzulässig.

3. Die Schutzdächer von Stellplätzen sind zu begrünen.

4. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Geh- und Fahr-
wege sowie ebenerdige Stellplätze in wasser- und luftdurch-
lässigem Aufbau herzustellen.

5. Für die Erschließung der Wohnbebauung auf dem Flur-
stück 997 der Gemarkung Niendorf sind noch weitere ört-
liche Verkehrsflächen erforderlich. Ihre genaue Lage be-
stimmt sich nach der beabsichtigten Bebauung. Sie werden
auf Antrag in einem Bescheid nach § 14 des Hamburgischen
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seiten 41, 83), zuletzt
geändert am 4. März 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt Seite 35), festgesetzt oder für Teilbereiche
nach § 125 Absatz 2 des Baugesetzbuchs hergestellt.

6. Mindestens 30 vom Hundert (v. H.) der nicht überbaubaren
Grundstücksflächen im Wohngebiet sind mit Bäumen und
Sträuchern zu bepflanzen. Für je 150 m² der nicht überbau-
baren Grundstücksfläche ist mindestens ein kleinkroniger
Baum oder für je 300 m² der nicht überbaubaren Grund-
stücksfläche mindestens ein großkroniger Baum zu pflan-
zen.

7. Auf der Fläche für die Erhaltung von Bäumen und Sträu-
chern sind Gehölze als Wallhecke (Knick) zu erhalten. Die
Gehölze sind unter Erhaltung von Einzelbäumen (soge-
nannte Überhälter) alle acht bis zwölf Jahre auf den Stock zu
setzen (zu knicken). Ersatzpflanzungen und Aufsetzarbei-
ten sind so durchzuführen, daß der Charakter und Aufbau
eines Knicks erhalten bleibt. Vorhandene Lücken sind

Verordnung

über den Bebauungsplan Niendorf 81

Vom 3. September 1998

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (Bundesgesetzblatt 1997 I Seite 2142,
1998 I Seite 137) in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Ab-
satz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
4. April 1978 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 89), zuletzt geändert am 4. November 1997 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seiten 489, 492), § 81
Absatz 1 Nummer 6 der Hamburgischen Bauordnung vom 
1. Juli 1986 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 183), zuletzt geändert am 4. November 1997 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seiten 489, 492), § 6
Absätze 4 und 5 des Hamburgischen Naturschutzgesetzes vom
2. Juli 1981 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 167), zuletzt geändert am 4. November 1997 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seiten 489, 493), sowie 
§ 1 Absatz 2, § 3 Absatz 2 und § 4 der Verordnung zur Weiter-
übertragung von bau- und naturschutzrechtlichen Verord-
nungsermächtigungen vom 23. Juni 1998 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 97) wird verordnet:
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durch Nachpflanzungen zu schließen. Für Hauszugänge
im Bereich Burgunderweg sind maximal zwei Durch-
brüche in einer Breite von jeweils bis 1,5 m zulässig. 

8. Für die zu erhaltenden Einzelbäume sind bei Abgang Er-
satzpflanzungen vorzunehmen.

9. Für festgesetzte Pflanzungen sind standortgerechte einhei-
mische Laubgehölze zu verwenden. Großkronige Bäume
müssen einen Stammumfang von mindestens 18 cm, klein-
kronige Bäume einen Stammumfang von mindestens 
14 cm, jeweils in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen,
aufweisen. Außerhalb von Straßenverkehrsflächen sind

Geländeaufhöhungen und Abgrabungen im Kronenbe-
reich festgesetzter Bäume und Baumgruppen unzulässig. 

10. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze
ein großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Im Kronenbe-
reich der zu pflanzenden Bäume ist eine offene Vegeta-
tionsfläche von mindestens 12 m² anzulegen und zu be-
grünen. Gemeinschaftsstellplatzanlagen sind mit Hecken
abzupflanzen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.
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Hamburg, den 3. September 1998.

Das Bezirksamt Eimsbüttel


